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Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo)

Allgemeinverfügung  
des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Berlin  
zum Abpacken, Kennzeichnen und Inverkehrbringen  
der Fertigarzneimittel „Comirnaty®“, „Vaxzevria®“,  

„COVID-19 Vaccine Janssen“ und „Spikevax®“  
durch definierte Betriebsstätten von Arzneimittelgroßhandelsbetrieben, 

öffentlichen Apotheken und Krankenhausapotheken in Berlin

Bekanntmachung vom 30. September 2021

LaGeSo IV F/IV B

Telefon: 90229-2322/2330 oder 90229-0, intern 9229-2322/2330

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin als zuständige Behörde für den 
Vollzug des Arzneimittelgesetzes (AMG) im Land Berlin gestattet den 

hier genannten Arzneimittelgroßhandelsbetrieben

	● Alliance Healthcare Deutschland GmbH, Neues Ufer 13-18, 10553 Berlin

	● GEHE Pharma Handel GmbH, Marzahner Straße 19, 13053 Berlin

	● PHOENIX Pharmahandel GmbH & Co. KG, Lengeder Straße 42, 13407 Berlin

sowie den öffentlichen Apotheken und Krankenhausapotheken  
(nachfolgend „Apotheken“)

in Berlin 

gemäß § 4 Absatz 3 der Verordnung zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölke-
rung mit Produkten des medizinischen Bedarfs bei der durch das Coronavirus SARS-
CoV-2 verursachten Epidemie (MedBVSV) das Abpacken und Kennzeichnen auf 
Ebene der Sekundärverpackung sowie das Inverkehrbringen der Fertigarznei
mittel „Comirnaty®“ (BioNTech), „Vaxzevria®“ (AstraZeneca), „COVID-19  
Vaccine Janssen“ (Janssen-Cilag International NV) und „Spikevax®“  
(Moderna), auch wenn dies abweichend von §§ 13 bis 15 sowie § 19 AMG oder 
§§ 3, 4, 11, 15, 16 und 17 Arzneimittel- und Wirkstoffherstellungsverordnung 
(AMWHV) erfolgt.
Diese Ausnahmen gelten unter der Voraussetzung, dass Qualität, Wirksamkeit und 
Unbedenklichkeit der hergestellten Arzneimittel gewährleistet sind.

Für Arzneimittelgroßhandelsbetriebe hat das Paul-Ehrlich-Institut als zuständige 
Bundesoberbehörde im Sinne des § 4 Absatz 3 MedBVSV mit Erlassen vom 15. April 
2021 (Vaxzevria®), 19. Mai 2021 (Comirnaty®), 31. Mai 2021 (COVID-19 Vaccine 
Janssen) und 11. August 2021 (Spikevax®) festgestellt, dass diese Ausnahme zur 
Sicherstellung der flächendeckenden Versorgung der Bevölkerung mit den oben 
genannten Covid-19-Impfstoffen erforderlich ist und die Qualität, Wirksamkeit und 
Unbedenklichkeit der herzustellenden Arzneimittel bei Einhaltung der entsprechen-
den Prozessbeschreibungen in aktuell gültiger Fassung im Arzneimittelgroßhandel 
und bei der Auslieferung an Apotheken gewährleistet sind.

Für Apotheken hat das Paul-Ehrlich-Institut als zuständige Bundesoberbehörde im 
Sinne des § 4 Absatz 3 MedBVSV mit Erlass vom 9. September 2021 festgestellt, 
dass diese Ausnahme zur Sicherstellung der flächendeckenden Versorgung der 
Bevölkerung mit den oben genannten Covid-19-Impfstoffen erforderlich ist und die 
Qualität, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit der herzustellenden Arzneimittel bei 
Einhaltung der aktuell gültigen Prozessbeschreibungen der Bundesvereinigung  
Deutscher Apothekerverbände (ABDA) gewährleistet sind.

Die in den Erlassen des Paul-Ehrlich-Instituts genannten Prozessbeschreibun-
gen für Arzneimittelgroßhandelsbetriebe und Apotheken sind einzuhalten und 
in das jeweilige eigene Qualitätssicherungssystem zu implementieren.
Diese Allgemeinverfügung wird am Tag der Bekanntgabe durch Veröffentlichung im 
Amtsblatt für Berlin wirksam. Sie tritt durch ganz oder teilweisen Widerruf oder spä-
testens am 31.Mai 2022 außer Kraft.
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Die Allgemeinverfügungen des Landesamtes für Gesundheit und Soziales 
Berlin zum Abpacken, Kennzeichnen und Inverkehrbringen der Fertigarznei-
mittel „Comirnaty®“ (vom 7. Juni 2021), „Vaxzevria®“ (vom 16. April 2021) und 
„COVID-19 Vaccine Janssen“ (vom 9. Juni 2021) durch definierte Betriebsstät-
ten von Arzneimittelgroßhandelsbetrieben und durch öffentliche Apotheken in 
Berlin wird mit Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung widerrufen.

Polizei Berlin

Einschränkung  
des Gemeingebrauchs von öffentlichen Flächen  

und der Versammlungsfreiheit  
am 14. Oktober 2021, 15:00 Uhr, bis zum 15. Oktober 2021, 23:59 Uhr,  

in begrenzten Bereichen des Stadtteils Mitte 

Bekanntmachung vom 30. September 2021

PolBln Stab 11

Telefon: 4664-501100 oder 4664-0, intern 99400-501100

Gemäß § 17 Absatz 1 und § 29 Absatz 1 des Allgemeines Sicherheits- und Ord-
nungsgesetzes (ASOG Bln) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 
2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Gesetz vom 22. März 2021 (GVBl. S. 318) 
geändert worden ist, sowie gemäß § 14 Absatz 1 des Versammlungsfreiheitsgeset-
zes Berlin (VersFG BE) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2021 
(GVBl. S. 180) in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der 
Berliner Verwaltung (VwVfG Bln) in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 
(BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 1 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 
(BGBl. I S. 882) geändert worden ist, ergeht folgende

Allgemeinverfügung
I.	 In der Zeit vom 14. Oktober 2021, 15:00 Uhr, bis zum 15. Oktober 2021, 23:59 

Uhr, wird in dem unter II. bezeichneten Bereich der Gemeingebrauch des öffent
lichen Straßenlandes dahin eingeschränkt, dass

a)	 die Nutzung des öffentlichen Straßenlandes in dem bezeichneten Bereich für 
öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel gemäß § 14 Absatz 1 des 
Versammlungsfreiheitsgesetzes Berlin nicht gestattet ist.

b)	 eine Nutzung nur Anrainern und deren Besuchenden sowie in Einzelfällen 
eines unabweisbaren Bedarfs, insbesondere von Notfällen, grundsätzlich 
gestattet ist. Anlassbezogen wird der Zutritt jedoch eingeschränkt.

c)	 das Abstellen von Kraftfahrzeugen (auch solchen mit Sonder- und Ausnahme
genehmigungen gemäß StVO, darunter auch Elektrokleinstfahrzeuge), 
Fahrrädern, motorisierten Zweirädern oder mobilen Behältnissen (insbeson-
dere Kleidercontainer, Müllbehälter etc.) auf dem öffentlichen Straßenland des 
bezeichneten Bereichs untersagt ist. Bereits dort abgestellte Gegenstände im 
Sinne des vorstehenden Satzes, sind in den unter I. genannten Zeiträumen 
vom öffentlichen Straßenland des bezeichneten Bereichs zu entfernen.

II.	 Die Nutzungsbeschränkung bezieht sich auf folgende Bereiche, einschließlich der 
Fahrbahnen und Gehwege (siehe auch A n l a g e  zu II. „Lageplan zum Geltungs-
bereich der Allgemeinverfügung“):

	● Köpenicker Straße zwischen Haus-Nummer 140 und Adalbertstraße (ein-
schließlich Kreuzungsbereich)

	● Adalbertstraße zwischen Köpenicker Straße/Adalbertstraße (einschließlich 
Kreuzungsbereich) und Melchiorstraße/Adalbertstraße (einschließlich Kreu-
zungsbereich)

	● Bona-Peiser-Weg zwischen Köpenicker Straße und Paula-Thiede-Ufer

	● Paula-Thiede-Ufer zwischen Bona-Peiser-Weg und Engeldamm (einschließ-
lich Gehweg zwischen Schillingbrücke und Engeldamm in Höhe Haus- 
Nummer 4)




